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1 Problemaufrissund Fragestellung

Die offentliche Verwaltung war und ist vielfaltig mit ihrem politischen und
okonomischen Umfeld verbunden. Sie war und ist Teil des politischen Prozes-
ses, den sie mit beeinflusst und der wieder auf sie zuriickwirkt. Deshalb war
die theoretische und empirische Analyse von Verwaltungshandeln nach der
Etablierung der Politikwissenschaft in Deutschland seit Ende der 60er Jahre
ein wichtiges Forschungsfeld. Ist Verwaltungswissenschaft aber auch heute
noch ein wichtiger Teil der Politikwissenschaft oder umgekehrt die Politikwis-
senschaft ein wichtiger Teil der Verwaltungswissenschaft bzw. der Verwal-
tungswissenschaften?

Um mich der Beantwortung dieser Frage zu ndhern, mochte ich nun in vier
Schritten argumentieren. Ausgangspunkt ist der Gegenstandsbereich der Ver-
waltungswissenschaft und seine wissenschaftliche Aneignung (vgl. 2). Hier
wird sich zeigen, dass Verwaltungswissenschaft in Deutschland keine eigene
Disziplin, sondern Teildisziplin verschiedener Wissenschaften ist, die aller-
dings mehr oder weniger interdisziplindr angelegt sind. In einem zweiten
Schritt wende ich mich dann der Telldisziplin Verwaltungswissenschaft in der
Politikwissenschaft zu und zeichne in groben Schritten die Entwicklung poli-
tikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung - inhaltlich und institutionell -
seit den 70er Jahren nach (vgl. 3). Die zentrale These ist dabei, dass sich die
politikwissenschaftlich orientierte Verwaltungswissenschaft von einer auf Pu-
blic Administration, also auf Organisationsfragen fokussierten Wissenschaft,
zu auf einer auf Public Policies, aso auf Fragen der Voraussetzungen und
Folgen politischer Pr%blemverarbeitung und Steuerung fokussierten Wissen-
schaft, entwickelt hat.” Die Frage der internen Organisation des Staates wird
inhaltlich zunehmend als unwichtig empfunden und auch die institutionelle
Forderung politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung (im Sinne von Pu-
blic Administration) ist im Vergleich zu den 70er Jahren dramatisch zurtick-
gegangen. Welche Konsequenzen sich hieraus ergeben bzw. ob Veranderun-
gen in Sicht sind, diesen Fragen wird in einem dritten Schritt nachgegangen
(vgl. 4), in dem es um die Perspektiven politikwissenschaftlicher Verwal-
tungsforschung geht. Abschlief3end wird dann noch einmal der Blick auf die
anderen Disziplinen gedffnet, die sich mit der Verwaltung beschéftigten, und
nach den Moglichkeiten und Grenzen interdisziplindrer Zusammenarbeit in
den Verwaltungswissenschaften gefragt (vgl. 5).

2 Jann macht darauf aufmerksam, dass wir im Deutschen keinen Begriff fur diese Unter-
scheidung haben, sondern weiterhin den Begriff Verwaltungswissenschaft benutzen,
damit aber zunehmend Public Policies und nicht Public Administration gemeint ist.



2 Verwaltungswissenschaft(en) in Deutschland

Der Gegenstand ,,Verwaltung” (und gemeint ist hier vor allem die offentliche
Verwaltung) ist unstrittig ein vielfaltiges Phdnomen. Man kann sich u.a.

mit den Aufgaben und Leistungen offentlicher Verwaltungen,

mit ihren Verfahrensregeln und tatséchlichen Verfahrensweisen,

mit ihren formellen und informellen Strukturen,

mit ihren Innen- und Auf¥enbeziehungen sowie

mit ihrem Personal und seiner Rekrutierung, seinen Karrieremustern, sei-
nen Fahigkeiten, seinen Einstellungen, seinen Motivationen und seinen
Frustationen befassen.

Zudem ist die Verwaltung aul3erst vielgliedrig. Es macht einen Unterschied,
ob man es mit EU-, Bundes-, Landes-, Kommunalverwaltungen oder Anstal-
ten offentlichen Rechts, wie der Bundesanstalt fur Arbeit, der Deutschen Bun-
desbank oder den Sozialversicherungen zu tun hat. Zu erinnern ist hier an die
Aussage von Ernst Forsthoff, dass sich VerwaItLﬂﬂg nicht klar definieren, son-
dern nur beschreiben lasst (Forsthoff 1973, S. 1).

Angesichts dieser Vielfaltigkeit verwundert es auch nicht, dass sich viele Dis-
ziplinen mit der Verwaltung beschéftigen. Als wichtige Fachdisziplinen sind
die Rechtswissenschaft, die Volkswirtschaftslehre, die Betriebswirtschaftsleh-
re, die Politikwissenschaft, die Soziologie, die Psychologie, die Geschichts-
wissenschaft, die Rechtsphilosophie oder auch die Staatslehre zu nennen. In
der Rechtswissenschaft geht es vor allem um die Gesetzmaidigkeit der Ver-
waltung oder das Dienstrecht, in der Volkswirtschaftslehre um die Finanzen,
in der Betriebswirtschaftlehre um Offentliche Unternehmen und die Effizienz
des Verwaltungshandelns, in der Soziologie um die Wechsel beziehungen zwi-
schen Verwaltung und Gesellschaft und die Betrachtung von Verwaltung als
Organisationen, in der Psychologie um die Interaktionen der Verwaltung mit
ihrer Umwelt und den Menschen und in der Politikwissenschaft um die Ver-
waltung zur Durchsetzung politischﬁ" Ziele. Da Verwaltungswissenschaft von
vielen Disziplinen betrieben wird,” wird oftmals von Verwaltungswissen-
schaften im Plural gesprochen, z.B. im Titel der ,, Deutschen Hochschule fir
Verwaltungswissenschaften” in Speyer.

3 Einfunktionale Definition ist natirlich méglich (vgl. Luhmann 1966).

4 Verwatungshandeln kann somit durch mehrere konkurrierende Paradigmen beschrie-
ben werden und erklart werden: z.B. im Rahmen des Birokratiemodells, des Unterneh-
mensmodells oder des Policy-Modells.



Werden wie in den USA Studienangebote von der Erledigung offentlicher
Aufgaben her definiert (z.B. Verwaltungsorganisation, ¢ffentliche Entschei-
dungspolitik, budgetérer Prozef3, Personalverwaltung) und nicht von den Wis-
senschaftsfachern her, gibt es eigenstandige universitére verwaltungswissen-
schaftliche Ausbildungsgange in Deutschland nur in Konstanz (seit 1968, vgl.
hierzu E?er/Fach/Si monis/Véath 1977; Timmermann 1982) und seit 1996 in
Potsdam.™ Verbreiteter ist es, einen Verwaltungsschwerpunkt im Studium zu
bilden, sal es bel den Juristen, in der Betriebswirtschaftslehre, der Soziologie
oder der Politikwissenschaft, wobei die Juristen jahrzehntelang nahezu Uber
das Monopol fur die Ausbildung des hdheren Dienstes in den Gebietskorper-
schaften verfugten. Daneben ist als besondere Ausbildungseinrichtung noch
die Deutsche Hochschule fiir Verwaltungswissenschaften in Speyer mit ihrem
1969 konstitutierten einjahrigen postgradualen verwaltungswissenschaftlichen
Aufbaustudium zu nennen, die davon profitiert, dass die Absolventen der
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften nach ihrem Studium haufig
noch eine Zusatzausbildung fur sinnvoll eéachten, um die Anforderungen in
Verwaltung und Wirtschaft zu bewdltigen.” Grof3e Teile der Verwaltungsaus-
bildung fur den 6ffentlichen Dienst erfol geljw zudem jenseits der Universitéten
in verwaltungsinternen Fachhochschulen,” Flhrungsakademien oder durch
Weiterbildungen in eigenen Einrichtungen.

5 Beide neunsemestrigen Studiengdnge zielen darauf ab, die Absolventen eher generali-
stisch auszubilden, um den Zugang zu unterschiedlichen Berufsfeldern zu erméglichen.
Ausgehend von einer engen Verzahnung von Palitik- und Verwaltungswissenschaft soll
Interdiziplinaritdt durch den Einbezug von Soziologie, Rechtswissenschaften, Volks
und Betriebswirtschaftslehre gewahrleistet werden (kritisch zur Reditdt in Konstanz
Esser u.a 1977, die ua darauf hinweisen, dass insbesondere die Juristen und Wirt-
schaftswissenschaften wenig kooperationsbereit sind). Berufsorientierung soll in beiden
Studiengénge durch ein sieben bis achtmonatiges Pflichtpraktikum zwischen Grund-
und Hauptstudium sowie problembezogener Studienschwerpunkte im Hauptstudium er-
reicht werden. In Konstanz studierten 1975 173 angehende V erwaltungswi ssenschaftler,
Anfang der 80er Jahre ca. 500, aktuell sind es 845 Studierende, wahrend es in Potsdam
zur Zeit 276 Studierende sind.

6 Biszum April 1999, also in knapp 30 Jahren, haben insgesamt 862 Personen das Auf-
baustudium abgeschlossen. Entstanden ist dieses eher pragmatisch. Bildete die 1947
unter franzozischem Einfluss gegriindete Hochschule traditionell Juristen mit erstem
Staatsexamen wahrend ihres Vorbereitungsdienstes in einem einsemestrigen verwal-
tungswi ssenschaftlichen Erganzungsstudium aus und dann spéter auch Wirtschafts- und
Verwaltungsreferendare, wurde das einjahrige verwaltungswissenschaftliche Auf-
baustudium fUr Absolventen der Studiengange der Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften geschaffen, um diesen eine Erganzung und Vertiefung ihrer Ausbildung zu
ermoglichen. Mit diesem Angebot sollte die Licke zwischen dem einsemestrigen Er-
ganzungsstudium und dem Doktorandenstudium geschlossen werden (Koénig 1982, S.
486).

7  Seit 1976 ist die Fachhochschulaushildung fir den gehobenen Dienst in den Gebiets-
korperschaften verbindlich vorgeschrieben. Der gehobene Dienst ist dabel nicht nur
zahlenmal3ig dem hoheren Dienst Uberlegen, sondern besetzt vor allem in den Kommu-
nal verwaltungen wichtige Flhrungspositionen im mittleren Management.



Insgesamt dominiert in Deutschland im Unterschied zu den USA aso der
fachwissenschaftliche Zugang zum Erkenntnisgegenstand ,, 6ffentliche Ver-
waltung®. Versuche zur Konstituierung der Verwaltungswissenschaft al's einer
eigenen Disziplin konnten sich nicht durchsetzen (vgl. Konig 1990, S. 305ff.,
Jann 1998a). Stattdessen haben sich die Fachwissenschaften interdisziplinar
gedffnet. Zum Verwaltungsrecht kommt die Verwaltungslehre, deren Metho-
dik nicht dogmatischer Art ist und in der anerkannt wird, dass die Analyse der
offentlichen Verwaltung eine fachubergreifende Sicht erfordert (vgl. z.B.
Thieme 1984). In der Betriebswirtschaftsehre treten neben die Untersuchung
offentlicher Unternehmungen Fragen nach der Flhrung und Leitung, nach Or-
ganisation und Personal, nach Entscheidung und Kontrolle, es vollzieht sich
eine Offnung fir soziologische und psychologische Einsichten (vgl. Reichard
1977). In der Soziologie erreicht man immerhin den Stand der Lehrbuchpro-
duktion (vgl. Pankoke/Nokielski 1977, Mayntz 1978), wobel die Soziologie
der offentlichen Verwaltung von Renate Mayntz aus dem Jahr 1978 zahlreiche
interdisziplinér% Beziige insbesondere aus dem Bereich der Politikwissen-
schaft aufweist.

In der Politikwissenschaft, in der es noch kein verwaltungswissenschaftliches
Lehrbuch gibt, wird nun meist von der Verwaltungswissenschaft im Singular
gesprochen. So gibt esin Konstanz einen Fachbereich fir ,, Politikwissenschaft
und Verwaltungswissenschaft, die Konstanzer und Potsdamer Diplomstudi-
engange tragen den Titel , Verwaltungswissenschaft* und auch in einem der
politikwissenschaftlichen Lehrgebiete an der FernUniversitét Hagen heisst es
nicht zufélig "Politikfeldanalyse und Verwaltungswissenschaft” im Singular.
Gemeint ist mit Verwaltungswissenschaft hier eine Teildisziplin der Politik-
wissenschaft, die allerdings interdisziplindr ausgerichtet ist, und der ein spezi-
fisches Erkenntnisinteresse zugrunde liegt. Die verwaltungswissenschaftliche
Diskussion konzentriert sich in der Politikwissenschaft seit Anfang der 70er
Jahre auf Fragen der Probleml6sungsféhigkeit und der politischen Rolle der
Verwaltung (vgl. Scharpf 1973). Ausgehend von einem Politikverstéandnis, das
Politik- und Verwaltungshandeln (policy-making) as Probleml 6sungsprozess
auffasst, ein Prozess der von der Ausgestaltung politischer Institutionen, den
Prozessen des Machterwerbs und -erhalts und durch die Strukturen und Wahr-
nehmungen der Verwaltung selbst gepragt ist, wird Verwaltungswissenschaft
programmatisch als Teil der Politikwissenschaft verstanden und als ein Bei-
trag zur Uberprifung der Leistungsfahigkeit der politischen Institutionen und
des demokratischen politischen Prozesses angesehen. Ich mochte nun im Fol-

8 Im strengen Sinne handelt es sich bei diesem Buch eher um eine soziawissenschaftliche
Betrachtung, wie die Autorin selbst bemerkt (1978, S. 2), und was man schon an der
Gliederung des Buches erkennt, denkt man daran, dass es eigene Kapitel zum Thema
Verwaltung und Politik sowie den Problemlagen der Minigteria verwaltung gibt.



genden naher auf diesen Versuch, Verwaltungswissenschaft as Teil der Poli-
tikwissenschaft zu konzipieren, eingehen.



3 Verwaltungswissenschaft als Teil der Politikwissenschaft

Das in der zweiten Halfte des 19. Jahrhunderts entstandene Primat der juristi-
schen Betrachtungsweise der offentlichen Verwaltung blieb sowohl im Kaiser-
reich, der Weimarer Republik, dem Nationalsozialismus als auch beim Aufbau
der Bundesrepublik erhalten. Erst in den 60er Jahren entwickelte sich ein in-
tensives sozialwissenschaftliches Interesse an der offentlichen Verwaltung.
Auf soziologischer Seite ist hier neben Renate Mayntz insbesondere Niklas
Luhmann zu nennen (1966, 1967). Die Neuorientierung in der Politikwissen-
schaft wurde, nachdem es in den Nachkrieggahren als Reaktion auf die Nazi-
Diktatur um die Durchsetzung des Rechtsstaates und ﬁie Erarbeitung der
Grundlagen einer modernen westlichen Demokratie ging,” sowohl durch Ver-
énderﬂngen der politischen Entwicklung in der Bundesrepublik Ende der 60er
Jahre™ (Regierungswechsel, Reform der Ministerialorganisation, Aufbau von
Planungs- und Entscheidungssystemen, Territorial- und Funktionalreformen)
als auch durch die Aufarbeitung der us-amerikanischen verwaltungswissen-
schaftlichen Diskussion mitangestof3en.

Vor alem Fritz Scharpf hat 1971 in eéinem Referat auf dem Kongress der
»Schweizer Vereinigung fur Politische Wissenschaft* Verwaltungswissen-
schaft programmatisch as Teil der Politikwissenschaft konzipiert (Scharpf
1973, vgl. aber auch Narr/Naschold 1971). Diese These war weniger gegen die
dbrigen Verwaltungswissenschaften gerichtet, etwa um ihnen ein Tell ihres
Arbeitsgebietes zu bestreiten, sondern als Provokation gegen die Politikwis-
senschaft selbst, die einen solchen Anspruch bis dato kaum erhoben, ge-
schweige denn eingel0st hatte. Fir Scharpf dagegen war die Frage nach den
Moglichkeiten problemadaquater politisch-administrativer  Strukturen und
Prozesse unter modernen Bedingungen der Ubergreifende Bezugsrahmen aller
Verwaltungswissenschaften und das zentrale Forschungsthema einer policy-
orientierten Politi kwissenschaft.

Ausgehend von dem Befund, dass Politik als Verarbeitung gesellschaftlicher
Probleme und als aktive Gestaltung gesellschaftlicher Verhdltnisse immer

9 Dieinder Bundesrepublik nach dem 2. Weltkrieg etablierte Politikwissenschaft kniipfte
nicht an die Traditionen der palitischen Staatd ehre der Weimarer Republik oder dlterer
deutscher Traditionen an - nicht zuletzt, da sich die Staatslehre durch die Mitwirkungen
ihrer fUhrenden Vertreter an der faschistischen Diktatur diskreditiert war - sondern ori-
entierte sich am angelséchischen Konzept des Government, an der Verfassungs- und
Demokratielehre.

10 Bei einzelnen Personen, wie z.B. Theodor Eschenburg und Thomas Ellwein, sind je-
doch schon friher Ansétze zur politikwissenschaftlichen Untersuchung von Verwaltun-
gen erkennbar.



schwieriger wird, kommt der Frage nach den Mdglichkeiten politischer Steue-
rung verstarktes Interesse zu. Hier wird die zentrale Fragestellung der Politik-
feldanalyse bzw. Policy-Forschung entwickelt, namlich wie gesellschaftliche
Probleme durch Politik und Verwaltung bearbeitet, bewéltigt und heute wirde
man sagen, oft genug auch mit verursacht werden. Nach Scharpf sind politi-
sche Problemldsungsprozesse immer Informationsverarbeitungsprozesse und
Interaktionsprozesse zwischen unterschiedlichen Akteuren, mit unterschiedli-
chen Interessen und Machtpotentialen. Hatte die Politikwissenschaft bis dato
vor alem letzteres untersucht, also Konflikte und Machtprozesse, soll nun der
Blick auch auf die Selektivitdten von Informationﬁ/erarbeitungsprozessen ge-
offnet werden (vgl. auch Ronge/Schmieg 1973)~ Da Informationsverarbei-
tungsprozesse vor allem in der Verwaltung ablaufen, muss Politikwissenschaft
die Téatigkeiten der Verwaltung in ihren Forschungsbereich miteinbeziehen
und den Entscheidungsbeitrag der Birokratie auf unterschiedlichsten Ebenen
untersuchen (Scharpf 1973, S. 22). Hingewiesen wird hier insbesondere auf
die individuellen und organisatorisch-aﬁkturellen Bedingungen selektiver
Problemwahrnehmung und —verarbeitung.

In der Folgezeit konzentriert sich die verwaltungswissenschaftliche Diskussi-
on in der Politikwissenschaft dann vor alem auf den administrativen Beitrag
zum policy making. Erkenntnisobjekt der Verwaltungswissenschaft wird das
politisch-administrative System. Damit wird schon begrifflich Abschied von

11 Zuma in der Redlitdt Machtprozesse und Informationsverarbeitung nicht voneinander
Zu trennen sind. So kénnen Machtstrukturen und antizipierte Konflikte Informations-
verarbeitung verzerren, wahrend neue Informationen tUber Problemlagen und L ésungs-
maoglichkeiten Konsens ermdglichen oder vereiteln kénnen.

12 Dem liegt die Rezeption der verhaltenswissenschaftlichen Entscheidungstheorie von
Simon und March zugrunde. Dieser kommt der grosse Verdienst zu, die unrealistischen
Annahmen der Neoklassischen Ansdtze, das strikt entscheidungslogische Vorgehen
durch die Analyse empirisch vorfindbaren Entscheidungsverhaltens zu korrigieren und
damit die Fruchtbarkeit der rational-choice Perspektive zu erhalten. Damit kommt ihr
insbesondere fur alle akteurbezogenen Ansédtze der Politikwissenschaft eine wichtige
Bedeutung zu. So werden z.B. das Konzept der bounded rationality, der Quasi-Lésung
oder der losen Koppelung heute vielfach verwandt und auch der préagende Einfluss von
Institutionen ist schon in den Ausfihrungen zum Garbage-can-Modell angelegt. Dort
wird ja darauf aufmerksam gemacht, dass bel Entscheidungen in mehrdeutigen Situati-
on nicht die sachliche Erfordernis der Prablemldsung, sondern der Kontext des Ent-
scheldungsprozesses der wichtigste Faktor ist, also welche und wieviel Entscheidungs-
gelegenheiten sich bieten, mit welchen Problemen es die Organisation gerade zu tun
hat, welche Lésungen sich gerade anbieten, wie die Teilnehmer ihre Aufmerksamkeit
und ihre Zeit auf verschiedene Entscheidungen verteilen und wievid Zeit zur Verfi-
gung steht. Zwar wird die Koppelung der Elemente des Entscheidungsprozesses im gar-
bage-can-Modell noch a's eher zufélliges Zusammenflief3en relativ unabhangiger Stro-
me beschrieben, aber es wird schon darauf aufmerksam gemacht, dass diese vier Strome
insbesondere durch Organisationsstrukturen und die sozide Struktur der Gesellschaft
kanalisiert werden, ein Gedanke, der spater im Neuen Institutionalismus prézisiert und
erweitert wird (vgl. Bogumil/Schmid 2001, S. 45).



der normativen Trennung von Politik und Verwaltung genommen und statt-
dessen die Verflechtung von Politik und Verwaltung weitgehend vorausgesetzt
(dazu grundsétzlich Grauhan 1969 und Offe 1972; vgl. Jann 19984, S. 52; Bo-
gumil 2001, S. 117ff.). Hier wird nicht nur mit der amerikanischen Tradition
der Public Administration gebrochen, sondern auch mit den idealistischen
Vorstellungen der traditonellen Gewaltenteilungsiehre irbder Politikwissen-
schaft. Verwaltung ist immer im policy making involiert.™ Alleine aus Infor-
mationsverarbeitungsgrinden ist man im politischen Prozess darauf angewie-
sen, dass Verwatungen Informationen sammeln, Probleme identifizieren,
Handlungsal ternativen entwickeln und Entscheidungen inititieren.

In empirischen Untersuchungen werden im Laufe der Jahre wichtige Erkennt-
nisse gewonnen, z.B.

» Uber die aktive Rolle der Verwaltung in der Politikformulierung (Verwal-
tungsdominanz, exekutive Fuhrerschaft),

» Uber die Probleme der Politikverflechtung in den Bund-L anderbeziehungen
(Wirkungen positiver und negativer Koordination);

» Uber die Handlungsspielrdume in der Politikumsetzung sowie die unter-
schiedliche Wirkung politischer Instrumente (Implementationsforschung
und Eval uationsforschung),

» Uber den Einfluss von Interessengruppen auf den Verwaltungsapparat und
umgekehrt (Korporatismus, administrative I nteressenvermittiung)

o (ber die kooperativen Anteile in der Politikdurchfihrung (kooperativer
Staat, kooperative Verwaltung),

» Uber die Schwierigkeiten hierarchischer Steuerung und das Ausmald an
vielfaltigen Rationalitéten und Netzwerken im 6ffentlichen Sektor.

Parallel dazu trennt man sich von der staatsfixierten Sicht, in der es vor allem
um das ,, Intelligenter-Machen des Apparates® ging und untersucht die Steuer-
barkeit gesellschaftlicher Subsysteme. Renate Mayntz spricht hier von einem
Paradigmenwechsel. Es wird Abschied genommen von einer Staatsvorstel-
lung, in der der Staat als gesell schaftliches Regel ungszentrum steht.

Zum Paradigmenwechsel haben einerseits empirische Policy-Analysen in ver-
schiedenen gesellschaftlichen Sektoren beigetragen, die den Blick auf andere
Formen gesellschaftlicher Ordnungsbildung lenkten, den Markt und organi-
sierte gesellschaftliche Selbstregelung (vgl ausfihrlich Mayntz 1995, S.
148ff.). Insbesondere das Zusammenwirken gesellschaftlicher und staatlicher
Akteure rickt ins Zentrum des Interesses. Die theoretische Erkldrung des
Rickzuges des Staates durch funktionale Differenzierungsprozesse im Rah-

13 Dies widerspricht im Ubrigen auch der volligen Trennung der Teilsysteme Politik und
Verwaltung bei Luhmann. Wahrend die Agenturtheorien die Autonomie der politisch-
adminstrativen Systems ausschlief3en, setzt Luhmann diese voraus (vgl. Scharpf 1973).
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men der sozialwissenschaftlichen Modernisierungstheorie ist der zweite Grund
fur den Paradigmenwechsel. Aus der Problematisierung der Interdependenz-
beziehungen zwischen den gesellschaftlichen Teilsystemen wird aber ein Weg
zur positiven Funktionsbestimmung des politisch-administrativen Systems
gefunden. An der besonderen Funktion des politisch-administrativen Systems,
welches als ,, Spezialist furs Allgemeine* fungiert (ebd., S. 156) und dessen
Allzustandigkeit sich durch die demokratische Verfassung legitimiert, wird
also festgehalten. Steuerung bleibt dem Anspruch nach seine besondere Funk-
tion, verandert hat sich indes die Art, wie der Staat die Aufgaben erfillt. Diese
ist durch die Kombination von gesellschaftlicher Selbstregelung und politi-
scher Steuerung gekennzeichnet. Damit riicken dann vor allem die Probleme
von Verhandlungssystemen, die Handlungs- und Entscheidungsfahigkeit der
in Netzwerken gebundenen Akteure, die dort von staatlichen Akteure wahrge-
nommene Rolle und die Qualitét der Politikergebnisse in derartigen Strukturen
in den Vordergrund.

Konzeptionell werden diese Bemiihungen insbesondere im Ansatz des akteur-
bezogenen Institutiorﬁlismus geblindelt (vgl. Mayntz/Scharpf 1995a, Czada
1998, Scharpf 2000). Steuerung versucht, die in gesellschaftlichen Teilberei-
chen vorhandene Entwicklungsdynamik zu erkunden und fir die eigenen Ge-
staltungsziele auszunutzen. Dabel konzentriert man sich vor allem auf die In-
teraktionen korporativer Akteure in staatsnahen Sektoren, auf Politiknetzwer-
ke und Verhandlungssysteme als Instrumente politischer Steuerung. Diese
richtet sich nun mehr auf die Wirkung nach auf3en, auf die gesellschaftliche
Sektoren, als auf die Steuerung nach innen, auf die staatliche Verwaltung. Die
Binnenstruktur der gesellschaftlichen Subsysteme wird wichtiger als die Bin-
nenstruktur des Staates. Die interne Organisation des politisch-administrativen
Systems, insbesondere die Organisationsprobleme der Verwaltung, erscheinen
angesichts der Tendenz zur ,, Enthierarchisierung des Staates* zunehmend un-
interessant zu sein.~ Zwar wird betont, dass klassische Staatsaufgaben nicht

14 Dieser erklart das politische Geschehen aus institutionellen Regeln und Akteurhandeln.
Mit dem Zugriff auf Akteure und Institutionen sollen beide Perspektiven integriert wer-
den. Er kann as ein Ansatz, eine Forschungsheuristik, zur Untersuchung der Problema-
tik von Steuerung und Selbstorganisation auf der Ebene ganzer gesellschaftlicher Tell-
bereiche angesehen werden. Teilbereiche oder Sektoren sind z.B. das Gesundheitswe-
sen, der Verkehrssektor oder das Bildungssystem.

15 Damit ist vor allem der politikwissenschaftliche ,, mainstream” im weiteren Umkreis des
Max-Planck-Institutes in Koln gemeint. Aber auch ihr kritisch gegeniiberstehende An-
sétze, die von einer Rekonstruktion einer materialistischen Staatstheorie ausgingen und
auf die strukturell angelegten Probleme im politisch-administrativen System der Bun-
desrepublik hinwiesen, die weder durch ein Abbau der Defizite an politischer Flihrung
noch durch eine Erhéhung der Steuerungskapazitaten von Politik und Verwaltung 16s-
bar seien (z.B. Offe 1972, Esser 1975, Hirsch 1974), griffen Organisationsfragen nicht
auf.

11



Uberflissig werden und politische Steuerung immer im Schatten der Hierar-
chie stattfindet, aber diesem Schatten kommt wenig empirische Aufmerksam-
keit zu.

Die politikwissenschaftlich inspirierte Verwaltungswissenschaft entwickelt
sich so bis heute - urspriinglich ausgehend von den binnenstrukturellen Gren-
zen staatlicher Problemverarbeitung - immer mehr in Richtung einer auf die
Voraussetzungen und Folgen politischer Problemverarbeitung spezialisierten
Steuerungswissenschaft, bei der Charakteristika gesellschaftlicher Teilsyste-
me, deren Selbstregulierungsfahigkeit und deren gegenseitige Verflechtung
und Beeinflussung im Vordergrund des Interesses steht. Damit wird sie, wie
ihr amerikanisches VVorbild, von

»ener auf Public Administration, also Organisationsfragen, zu auf einer auf Pu-
blic Policies, aso auf Fragen der Voraussetzungen und Folgen politischer Pro-
blemverarbeitung fokussierten Wissenschaft” (Jann 1998a, S. 53; Hervorhebun-
genim Origind).

Angesichts dieser Tendenz in der politikwissenschaftlichen Verwaltungsfor-
schung weg von der organisationsinternen Sicht verwundert es wenig, dass die
Politikwissenschaft neben der Organisationssoziologie (vgl. Schimank 1994,
S. 243) eher zu den Stiefkindern in der Organisationsforschung gehort, war
doch die Beschéftigung mit organisationsinternen Vorgangen in der organisa-
tionswissenschaftlichen Debatte lange Zeit dominant. So findet man in dem
neuen Standardwerk des ,state of the art“ der Organisationstheorie (Ort-
mann/Sydow/Turk 1997) im Abschnitt ,, Nachbarschaftsbeziehungen® nur die
Betriebwirtschaftslehre, die Psychologie und die Industriesoziologie (vgl. Bo-
gumil/Schmid 2001, S. 23). Auch gibt es kaum mikropolitische Studien in 6f-
fentlichen Verwaltungen, obwohl sich diese in besonderem Mal3e daflr eig-
nen, handelt es sich hierbei doch um Organisationen, bel denen der materielle
Produktionsprozess eine eher untergeordnete Rolle spielt und bel denen
Dienstleistungstétigkeiten und damit Informationsaustausch und Kommunika-
tion eine gréfl3ere Rolle spielen.

In den 90er Jahren wird die Liicke im Bereich organisationsbezogener poli-
tikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung nun zum Problem, als sich die
praktischen Bemuhungen im Bereich der Binnenmodernisierung des Staates
(wieder) drastisch verstérken. Die Politikwissenschaft reagiert — mit einigen
wenigen Ausnahmen — mit Verspdtung. Die zunehmenden Bemihungen im
Bereich der Modernisierung des Staates unter dem Stichwort Public Manage-
ment, hervorgerufen vor allem durch Haushaltskonsolidierungsprobleme, ru-
fen zwar insgesamt eine rege verwaltungswissenschaftliche Tatigkeit hervor,
aber diese ist stark betriebswirtschaftlich gepragt und konzeptionell normativ
ausgerichtet. Vor allem die betriebswirtschaftlich inspirierte Managementlehre
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profiliert sich und viele Verwaltungen nehmen nun Kontakte mit Unterneh-
mensberatungen auf. Der Umfang empirisch gesicherten Wissens tber die fl&
chendeckenden praktischen Veranderungsprozesse in den Kommunal-, Lan-
des- und Bundesverwaltungen ist allerdings, angesichts der Zurtickhaltung
politik- und sozialwissenschaftlicher Forschung, nach wie vor bescheiden (vglEj
dazu auch Derlien 1999, S. 7). Es dominieren mit wenigen Ausnahmen
Selbstdarstellungen und Eigenevaluationen. Vor allem ist keine systematische
Forschungsforderung zu erkennen. Ganz im Gegenteil, zwei Antréage auf Ein-
richtung eines eher sozialwissenschaftlich gepréagten verwaltungswissen-
schaften Schwerpunktprogramms bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft
sind in den letzten Jahren geschelitert.

Interessant ist hier der Vergleich zur Blltezeit politik- und sozialwissen-
schaftlicher Verwaltungsforschung in den 70er Jahren. Damals fand eine in-
tensive Forschungsforderung statt. Verwaltungswissenschaftliche Forschung
wurde angeregt und finanziert z.B.

» durch Regierungskommissionen und Gutachten. Zu nennen sind hier die
noch in der grof3en Koalition eingesetzte Projektgruppe Regierungs- und
Verwaltungsreform aus dem Jahr 1968, die Studienkommission fir die Re-
form des offentlichen Dienstrechtes und die Kommission fur wirtschaftli-
chen und sozialen Wandel 1970, der Sachverstandigenrat fur Umweltfra-
gen 1974 und die Entbirokratisierungskommissionen der Landern seit
1978.

* durch Programme der Volkswagenstiftung (Schwerpunkt Verwaltungswis-
senschaft von 1969 bis 1976) und des BMFT (z.B. der Bielefelder For-
schungsverbund ,, Burgernahe Gestaltung der Sozialen Umwelt“ in den
70er Jahren) oder

* im Rahmen von DFG-Schwerpunktprogrammen (Implementationsfor-
schung Ende der 70er Jahre, Sonderforschungsbereich Verwaltungswissen-
schaft an der Universitdt Konstanz in den 80er Jahren).

Das obige Argument, welches darauf aufmerksam machte, dass sich das poli-
tikwissenschaftliche Erkenntnisinteresse aus inhaltlichen Grinden weg von
der Verwaltungsforschung entwickelt hat, ist damit um ein praktisches Argu-
ment zu erganzen: Politikwissenschaftlich orientierte Verwaltungswissen-
schaft wird seit geraumer Zeit nicht mehr in besonderem Mal3e geférdert. In

16 Die umfangreichste Forderung wissenschaftlicher Analysen von Modernsierungspro-
zessen leistet zur Zeit die Hans-Bockler-Stiftung, deren Budget allerdings aul3erst be-
grenzt ist (vgl. z.B. Killer/Bogumil/Greifenstein/Wiechmann 1997; Naschold/Op-
pen/Wegener 1998; Naschold/Bogumil 2000; aber auch finanziert von der Wstenrot-
Stiftung Jaedicke/Thron/Wollmann 2000). Fur die Landes- und Bundesebene gibt es
Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung sowie Untersuchungen aus Speyer (Ko6-
nig/Flchtner 1998; 1999; Konzendorf 1998).
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den Zeiten der Haushaltskonsolidierung vertraut man eher den Betriebswirten
und Wirtschaftswissenschaftlern.

Deutlich wird hier ein bekannter Zusammenhang, namlich dass die Herausbil-
dung und Forderung von Diziplinen als soziale Systeme nicht von soziokultu-
rellen Faktoren zu trennen sind. Vor allem Verwaltungswissenschaft war und
ist immer eng mit der politischen ThaﬂenkonjuEzlldur verkoppelt (vgl. Mayntz
1978; Ellwein 1982; Jann 1998a; Derlien 1999).™ Staatsidee, Verwaltungspra-
xis und Ausbildungsinteressen kénnen im historischen Ruckblick als maf3geb-
liche Einflussgrofien betrachtet werden. Wurden zu Zeiten des Merkantilismus
Lehrstiihle fir Kameralistik gebildet und war Mitte des 18. Jahrhunderts eine
kameralistische Ausbildung die Voraussetzung fir die Ubernahme in hohere
Verwaltungsamter, fiel die Verwaltungsaushildung ab Mitte des 19. Jahrhun-
derts zu Zeiten des Liberalismus und der Ordnungsverwaltung den Juristen zu.
Das Vordringen auch sozialwissenschaftlich ausgebildeter Personen ab An-
fang der 70er Jahre ging einher mit den praktischen Problemen politischer
Planung und Steuerung. In dieser Zeit intensivierte sich wie beschrieben auch
die Forschungsférderung und es ergaben sich aus dieser Forschung zahlreiche
wichtige Erkenntnisse fur die Politikwissenschaft. Auf eine Phase der Eupho-
rie folgte dann aber spéter vielfach Enttéuschung sowohl auf Seiten der Praxis,
als auch auf Seiten der Wissenschaft und die Kommunikation zwischen Poli-
tikwissenschaft und Verwaltungspraxis brach weitgehend ab. Damit versiegte
auch die Forderung politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung.

Zudem gelang esin dieser Zeit (und auch spéter) nicht, politik- und sozialwis-
senschaftliche Verwaltungsforschung in nennenswertem Mal3e in die univer-
sitére Landschaft zu verankern.

"The movement towards a social-science-based administrative science did not
materialize into another autonomous discipline. The nonevent might have been
expected: not only was the resistance of public law jurisprudence too strong but
also the incentive among the social sciences was too weak to create a new serpe-
rate, powerful discipline" (Seibel 1996, S. 76)

Betrachet man die universitére Institutionalisierung, so gibt es zwar eine Reihe
von Lehrstihlerm™, aber insgesamt keine kritische Masse. Zudem haben sich

17 Auch in den USA gibt es enge Bezlige zur Verwaltungspraxis. Die grof3en Verwal-
tungsschulen an Privatuniversitdten sind aus der V erwaltungsreformbewegung Ende des
19. Jahrhunderts hervorgegangen (vgl. Konig 1990). Public Administration war hier, ei-
nem Land ohne Juristenmonopol in der 6ffentlichen Verwaltung, zundchst ein Domane
der Politikwissenschaft, bevor durch die Integration weiterer sozialwissenschaftlicher
und 6konomischer Fragestellungen eine Ausdifferenzierung einsetzte.

18 In Konstanz gibt es im Fachbereich Politik- und Verwaltungswissenschaft 13 Lehr-
stiihle, in Potsdam sind es acht. Je einen politik- bzw. soziawissenschaftlich ausgerich-
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vor allem in Konstanz bei der Besetzung vakanter L ehrstiihle einige Umorien-
tierungen ergeben, so dass der Eindruck entsteht, dass die politikwissenschaft-
liche Verwaltungsforschung hier kein zentraler Forschungsbereich mehr ist.

Als sich in den 90er Jahren die deutsche Verwaltung im Zuge von Haushalts-
konsolidierungsbemihungen verstarkt den international schon langer verbrei-
teten Modernisierungsbemihungen im Bereich des Public Managements 0ff-
net, profitieren davon am meisten die offentliche Betriebswirtschaftslehre und
Unternehmensberatungen. Vor allem an den Fachhochschulen fir offentliche
Verwaltung kommt es zu einem verstarktem Vordringen betriebswirtschaftlich
inspirierter Themen in die Ausbildungsinhalte, zu neuen Studiengangen und
auch zu Neubesetzung von Lehrstiihlen. Unternehmensberatungen schief3en
aus dem Boden und werden von alen Gebietskorperschaften stark nachge-
fragt. So zahlte z.B. das Land NRW fur 73 relativ anliche Organi sationsun-
tersuchungen auf Landesebene in den letzten Jahren ca. 80 Mio. DM an Un-
ternehmensberatungen, im Ubrigen, soweit man das beurteilen kann, ohne
nennenSN%te Auswirkungen auf die Organisationsstrukturen und -
zuschnitte.™ Zahlen in &hnlicher Grofdenordnung werden auch fir Berlin ge-
mutmasst.

Die politikwissenschaftlich orientierte deutsche Verwaltungswissenschaft fri-
stet dagegen weiter ein Schattendasein. Im Gegensatz zu den 70er Jahren pro-
fitiert sie nun nicht von der aktuellen politischen Themenkonjunktur. Damit
ergibt sich eine widerspriichliche Situation. Uberspitzt formuliert gab esin den
70er Jahren eine intensive Forschungsforderung im Bereich politikwissen-
schaftlicher Verwaltungsforschung, aber offensichtlich wenig Praxisverande-
rung. In den 90er Jahren sind die Grundideen des Public Managements - Star-
kung des Kostenbewusstseins, dezentrale Ressourcenverantwortung und
Uberprifung des 6ffentlichen Aufgabenbestandes - parteipolitisch weitgehend
unstrittig und es finden von der Bundes- bis zur Kommunalebene relativ um-
fangreiche Modernisierungsmal3nahmen statt, aber es gibt nicht den Ansatz
einer systematischen Forschungsforderung. Dass hier nicht auf politikwissen-
schaftliche Verwaltungsforschung zurtickgegriffen wird, hat vermutlich zwel
zentrale Grinde:

teten Lehrstuhl gibt es in in Bamberg, Berlin, Darmstadt und Duisburg. An der Hoch-
schule fir Verwaltungswissenschaften in Speyer gibt es 19 Lehrstiihle, 5 juristische, 3
wirtschaftswissenschaftliche und 5 verwatungswissenschaftliche, die aber eher juri-
stisch gepragt sind. Nur ein Lehrstuhl ist jeweils explizit der Politikwissenschaft und
der Soziologie zuzurechnen. Dartber hinaus gibt es einen verwaltungswissenschaftli-
chen Schwerpunkt in der Abteilung Regulierung von Arbeit im Wissenschaftszentrum
Berlin, deren Zukunft aber nach dem Tode Frieder Nascholds ungewissiist.

19 Verwaltungspraktiker weisen dann auch darauf hin, dass in den Beratungsgespréchen
mit Unternehmensberatungen die Berater oftmals mehr Uber die 6ffentliche Verwaltung
lernen, as die beratenen Stellen an Impulsen erhaten.
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Aus der Sicht der Verwaltungspraxis steht das Ziel der Effizienzsteigerung
im Vordergrund und hier fahlt(e) man sich von spezialisierten Unterneh-
men oder von Betriebswirten offenbar besser beraten. Moglicherweise wir-
ken aber auch noch Enttéuschungeﬂamit politikwissenschaftlicher Beratung
aus der sozialliberalen Phase nach.” Dies muss aber nicht an der Beratung
gelegen haben, sondern liegt zum Teil in der Sache selbst. Die zunehmen-
de Einsicht, dass politische Steuerung komplex, voraussetzungsvoll und
schwierig zu planen ist, kann auch dazu fuhren, dass man sich politikwis-
senschaftliche Beratung erspart, da diese sowieso keine einfachen Ant-
worten hervorbringt. Ein Grundproblem politikwissenschaftlicher Beratung
im Bereich von Staats- und Regierungstétigkeit liegt darin, dass die ausdif-
ferenzierten theoretischen Konstrukte den einfachen Vorstellungen von
Politik, Verwaltung und Demokratie zum Tell widersprechen, diese aber in
der Offentlichkeit und bei den Entscheidungstragern in Politik und Ver-
waltung selbst noch méchtig sind.

Die eher bescheidene Nachfrage nach politikwissenschaftlicher Verwal-
tungsforschung ist aber auch nicht zu trennen von den oben skizzierten
eher , unterentwickelten* Angebotsstrukturen in diesem Bereich. In Lan-
dern mit einer besseren institutionellen Verankerung von Public Admini-
stration wie z.B. den USA oder den Niederlanden sieht die Situation besser
aus, so dass davon ausgegangen werden kann, dass eine bessere Angebots-
struktur sich auch auf die Nachfrage auswirkt. Diese ist insbesondere dann
wichtig, wenn durch aktuelle politische Problemlagen andere Themenbe-
reiche auf die Agenda gesetzt werden, wie die Transformationsprozesse
seit Ende der 80er Jahre, der Europaische Einigungsprozess oder die Krise
des Sozialstaates.

Fur die Politikwissenschaft in Deutschland wird diese Situation dann zum
Problem, wenn es nicht mehr gelingt, die sich vollziehenden Veranderungen in
den offentlichen Verwaltungen empirisch nachzuvollziehen. Denn, auch wenn
der Analyse zugestimmt wird, dass der Staat nicht das politische Steuerungs-
zentrum ist und vieles dafUr spricht, dass es zu einem Strukturwandel von

20 Natirlich ist ein zu enger Praxisbezug fur die Verwatungswissenschaft nicht unpro-

blematisch und daher ist auch immer wieder vor ihm gewarnt worden. Verwaltungswis-
senschaft kann durch Auftrdge und den Zugang zu Materialien beeinflusst werden.
Prinzipiell scheint daher eine begleitende Forschung wie die Evaluations- und Imple-
mentationsforschung eher in der Lage zu sein, Distanz zu halten, as eine solche, die
unmittelbar zur Definition von Zielen und Programmen beitragt und damit unter ahnli-
chen Rechtfertigungszwéngen steht wie die Praxis selbst (vgl. Ellwein 1982). Zudem
muss sich die Verwaltungswissenschaft immer auf ihre wissenschaftliche Tradition be-
sinnen, der an der Aufklarung orientierten Staatswissenschaft, und versuchen zu kléren
und nicht Einmtigkeit herzustellen (Ellwein 1997, S. 15).
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Staatslichkeit gekommen ist (vgl. Benz 2001), so ist es fur die Politikwissen-
schaft nattrlich nach wie vor wichtig, zu wissen,

wie politische Probleme und Programme administrativ verarbeitet werden,
welche Rolle Aufbau, Arbeitsweise und Entscheidungsprozesse in 6ffentli-
chen Verwaltungen spielen,

welches Personal im offentlichen Sektor arbeitet,

wie es ausgebildet wird,

welche Formen der Aufmerksamkeitsverteilung innerhalb und zwischen
organisatorischen Untergliederungen zu finden sind oder 0

welche Umwel tkontakte bestehen und wie diese strukturiert sind.

Nur eine empirisch fundierte Analyse der Verwaltungsrealitét und ihrer Ver-
anderungen ermoglicht auch eine wissenschaftlich fundierte politikwissen-
schaftliche Ausbildung von Verwaltungswissenschaftlern. Dass sich die Ver-
waltungsrealitét andert und politikwissenschaftliche Analysen nétig sind, be-
stétigt eindruckvoll das folgende Zitat:

"Of al the areas of political science, no other has undergone a transformation
comparable to that experienced by public administration over the past twenty
years. This reflects in large part the changing nature of the practise of govern-
ments, especidly in the developed world. Almost all the essentia truths that
guided practising public administrators and students of administration have now
been challenged and often replaced. It is unclear wether any new doctrine has
been agreed upon, but it is clear that the old values and practices are now pro-
foundly contested" (Peters/Wright 1996, S. 628)

Damit bin ich beim dritten Punkt angelangt, der Frage nach den Perspektiven
politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung und ihrem Beitrag fur die
V erwaltungswissenschaften.

21 Politikwissenschaftliche Forschungen in diesem Bereich finden in Deutschland neben

den in Fulnote 14 erwahnten Ansétzen von Forschungsférderung vor alem im Rahmen
von Qualifizierungsarbeiten statt (vgl. z.B. Bogumil 2001; Déhler 2001; Dose 1997).

17



4  Pergpektiven politikwissenschaftlicher Verwaltungsfor -
schung

Angesichts der eben geschilderten Situation in der Politikwissenschaft fordert
Werner Jann ,, die Perspektiven der internen und externen Steuerungsprobleme
des oOffentlichen Sektors, Public Management und Public Policies, wieder zu-
sammenzufiigen” (Jann 1998a, S. 56) und sieht den gemeinsamen Bezugs-
punkt hier in Fragen der intra- undénterorganisatorischen Steuerung sowie
deren Grenzen und V oraussetzungen.™ Organisations- und Politikwissenschaft
haben grofRere Bereiche gemeinsamer Fragestellungen und Probleme, als bis-
her wahrgenommen. Wahrend sich die moderne Betriebswirtschaftslehre mit
der , grenzenlosen Unternehmung®* beschéftigt, treibt die Politikwissenschaft
die gleiche Fragestellung beziiglich des Staates um. Beide versuchen die Pro-
blematik mit neuen Theorien offentlicher und privater Institutionen in den
Griff zu bekommen.

Bezieht man den Grundgedanken von Werner Jann, den ich teile, konkreter
auf die aktuellen Prozesse der Verwaltungsmodernisierung, so zeigt sich, dass
gerade einer politikwissenschaftlich orientierten Verwaltungswissenschaft in
dieser Diskussion eine wichtige Rolle zukame. Die moderne Managementleh-
re scharft zwar den Blick fir wichtige Probleme (Steuerung komplexer offent-
licher Organisationen, Dezentralisierung und Integration, Lernen in offentli-
chen Verwaltungen), aber sie beantwortet diese Fragen nicht befriedigend, da
ihr haufig das Verstandnis fur oder die Kenntnis der Besonderheiten politisch-
administrativer Prozesse fehlt. Hierzu einige kurze Beispiele:

« So werden z.B. Parteienwettbewerb und Verhandlungszwénge des Ofteren
nur als Storfaktoren bel der Effizienzsteigerung der Verwaltung angesehen,
aber weder ihre innere Logik noch ihr Steuerungspotential angemessen
verstanden.

» Bezlglich des Zusammenwirkens von Politik und Verwaltung wird das
alte, wenig realistische Leitbild der legislatorischen Programmsteuerung
wieder aus dem Hut gezaubert, ohne zur Kenntnis zu nehmen, dass empi-

22 Ein an der FernUniversitét Hagen zum WS 2003 geplanter Neuer BA Studiengang " Po-
litik und Organisation” beinhaltet die Integration dieser Perspektiven. Ausgehend da-
von, dass in der modernen Gesellschaften die meisten Lebensbereiche durch Organisa-
tionen gepragt sind, fokussiert dieser Studiengang organisations-, politik- und gesell-
schaftshezogenes Wissen zur Organisationsgesellschaft und zur 6ffentlichen Verwal-
tung. Durch die Vermittlung politikwissenschaftlicher, soziologischer, psychologischer,
historischer, wirtschaftswissenschaftlicher und juristischer Erkenntnisse sollen die Stu-
dierenden in wissenschaftliche Ansétze und praktische Verfahren zur Erarbeitung und
Umsetzung von Problemldsungen in binnenorganisatorischen und interorganisatori-
schen Aufgabenfeldern eingefiihrt werden.
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risch die Vermischung von Politik und Verwaltung schon lange nachge-
wiesen ist, was nicht zuletzt am Begriff des "politisch-administrativen Sy-
stems' deutlich wird, und es auch funktional einige gute Begriindungen fir
diese Vermischung gibt (vgl. hierzu Bogumil 1997, 2002).

* Eswird allzu vorschnell der Abschied des Hierarchieprinzips eingelautet,
ohne sich die nach wie vor vorhandenen Maoglichkeiten und Notwendig-
keiten hierarchischer Steuerung zu vergegenwartigen und zur Kenntnis zu
nehmen, dass Hierarchie ein wesentliches Konstruktionselement unseres
Regierungs- und Verwaltungssystems ist.

* Eswird sich bei der Einfihrung von Managementelementen nicht hinrei-
chend den Besonderheiten offentlicher Giter gewidmet. Offentliche
Dienstleistungsproduktion zeichnet sich nicht allein durch die Produktion
marktgangiger und marktfahiger Dienstleistungen aus. Offentliche Guiter
sind Giiter, die alen Birgern zugénglich sein sollen und von deren Kon-
sum niemand ausgeschl ossen werden kann. Dadurch sinkt natirlich die Be-
reitschaft, sich an den Produktionskosten zu beteiligen. Welches Gut als
offentliches gilt, ist eine Frage der politischen Grundsatzentscheidung. Die
Gewahrleistung des Zugangs zu 6ffentlichen Gitern erfordert zudem ge-
rechte Verfahren.

» Bel dem Versuch, Lernprozesse anzuregen, wird zuwenig der Blick gedff-
net auf die Macht- und Entscheidungsprozesse insbesondere in Ministeri-
en, die erhebliche Auswirkungen fir die Implementierung und Vertei-
lungswirkungen von Politiken haben.

Ein, wenn nicht das wesentliche Merkmal offentlicher Verwaltungen liegt in
der demokratisch legitimierten politischen Steuerung. Sowohl zu den Proble-
men und M&glichkeiten politischer Steuerung als auch zu den Problemen und
M oglichkeiten demokratischer Legitimation liegen zahlreiche Erkenntnisse im
Bereich der Politikwissenschaft vor. Wenn man diese berlicksichtigt, stellt
sich Manches anders dar, al's es sich Okonomen und Juristen haufig vorstellen.
Deshalb sollte sich die Politikwissenschaft starker einmischen, wenn esum die
Analyse und Veranderung offentlicher Verwaltungen geht, auch im Interesse
der anderen Verwaltungswissenschaften. Dabei wére aus meiner Sicht insbe-
sondere die Policyforschung gefordert, wenn sie sich auch wieder stérker auf
den staatlichen Sektor als Untersuchungsobjekt konzentrieren und sich mit den
Problemen der Selbststeuerungsfahigkeit des Staates beschéftigen wirde. Sie
konnte zum besseren Verstandnis der Voraussetzungen beitragen, unter denen
verwaltungspolitische Programme produziert und umgesetzt werden konnen.
So sind z.B. auch heute noch in der Politikwissenschaft gewonnene Erfahrun-
gen mit institutionellen Reformen fir M oderni sierungsmal3nahmen aufschluss-
reich (vgl. Scharpf 1987), also,

» dass ingtitutionelle Reformen erst nach der politischen Durchsetzung ei-
gentlich beginnen und man daher einen langen Atem braucht;
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« dass die Erfolgschancen wachsen, wenn es einen breiten politischen
Grundkonsens gibt (heute wirde man von Meinungsfihrungskoalitionen
sprechen);

o dass immer ein vorubergehender Funktionsverlust in Kauf genommen
werden muss, eine wesentliche Reformsperre fir umfassendere Verande-
rungskonzepte gerade in offentlichen Verwaltungen;

o dass der Reformprozess in der Organisation selbst stattfinden muss und
von aufden nur unterstitzt, aber nicht erzwungen oder gesteuert werden
kann;

» dass es dazu enes ingtitutionellen und auch individuellen Eigennutzes be-
darf und insgesamt erfolgreiche institutionelle Reformen immer das Er-
gebnis eines aktiven Management von K onfigurationsprozessen sind.

Untersucht werden kdnnten dartber hinaus z.B.

» die Auswirkungen unterschiedliche Formen von Netzwerken (birokratisch,
Klientelistisch, partizipatorisch, korporatistisch, pluralistisch) oder

» die Auswirkungen unterschiedlicher Formen von Entscheidungsstilen (in-
kremental, optimierende Anpassung, satisficing, rationale Suche) oder

» der Einfluss von advocay-coalitions

auf die Erfolge verwaltungspolitischer Mal3nahmen (vgl. Jann 2001, S. 336
hier auch weitere Beispiele; Howlett/Ramesh 1995, Sabatier 1993). Dies
konnte die Modernisierungsdiskussion deutlich befruchten. Insgesamt fehlt es
bis jetzt aber an Befruchtungen zwischen Policy-Forschung und politikwissen-
schaftlicher Verwaltungsforschung. Weder werden Modelle und Erklarungs-
ansétze der Policy-Forschung benutzt, um Verwaltungspolitik zu beschreiben
und zu erkléren oder umgekehrt Studien der Verwaltungspolitik und -reform
genutzt, um das systematische Wissen Uber Policy-Prozesse voranzubringen.
Einige Hypothesen zu den Grinden sind im vorherigen Abschnitt angefihrt
worden. Sie liegen in der wissenschaftsinternen Veranderung von Aufmerk-
samkeitsstrukturen in der Policy-Forschung, in der geringen Institutionalisie-
rung von Public Administration auf politikwissenschaftlichen Lehrstiihlen und
in der weitgehenden Entkoppelung von politischer Praxis und politikwissen-
schaftlicher Verwaltungsforschung.

Einige Tendenzen deuten nun darauf hin, dass politikwissenschaftliche Ver-
waltungsforschung nicht nur inhaltlich erforderlich ist, sondern auch wieder
starker politisch nachgefragt werden konnte. Aus der Sicht der Politikwissen-
schaft gibt es zwel zentrale Zugange zur Verwaltung, die Steuerungs- und die
Demokr atieper spektive. Nachdem sich die Aufmerksamkeitsstrukturen in der
Steuerungsperspektive wissenschaftsintern verandert haben, wie oben geschil-
dert, und auch die politischen Praxis lange Zeit eher neoliberal ausgerichtet
war, die Zugange also schwierig waren, scheint es nun zu Veradnderungen zu
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kommen. Zudem wird in den letzten Jahren die Demokratieperspektive sowohl
wissenschaftsintern als auch in der politischen Praxis offensichtlich (wieder)
wichtiger und ermdglicht so auch neue Zugange. Zwel Beispiele aus dem Be-
reich der Verwaltungsforschung verdeutlichen diesen Wandel:

Im Bereich der Public Mangementdiskussion ist erkennbar, dass der ur-
springliche Fokus auf das Effizienzziel mittlerweile zumindest erganzt
wird um Fragen politischer Steuerung und demokratischer Legitimation.
Insbesondere auf kommunaler Ebene haufen sich praktische Bemtihungen
und Diskussionsansédtze sowohl in Richtung auf Elemente eines strategi-
schen Managements, bei der manches an die Planungsdiskussion der frii-
hen 70er Jahre erinnert, als auch in Richtung einer Burgerkommune, durch
die Fragen demokratischer Legitimation wieder ins Spiel kommen. Die
Diskussion um die Birgerkommune unterscheidet sich unabhangig vom
Stand der realen Umsetzung schon dadurch positiv. vom Neuen Steue-
rungsmodell, asinihr der Burger nicht mehr nur noch al's Kunde, sondern
auch als Mitgestalter und Auftraggeber des oOffentlichen Gemeinwesens
angesehen wird. Damit geraten auch die kommunalpolitischen Vertre-
tungskorperschaften wieder stérker ins Blickfeld der Aufmerksamkeit. Pa-
ralell dazu verstérken sich auf Bundesebene die Diskussionen um Burger-
und Zivilgesellschaft. So ist z.B. fraktionlbergreifend eine Enquetekom-
mission ,,Zukunft des Burgerschaftlichen Engagements® eingerichtet wor-
den, bestehend aus 11 Abgeordneten und 11 Sachverstandigen, deren Ziel-
vorgaben in der systematischen Bestandsaufnahme des burgerschaftlichen
Engagements in Deutschland, der Rahmenbedingungen und Bedingungs-
faktoren, der Einbeziehung internationaler Erfahrungen und daraus folgend
der Entwicklung politischer Handlungsempfehlungen liegen. In Auftrag
gegeben wurden 41 wissenschaftliche Gutachten, von denen ein nicht ge-
ringer Anteil an soziawissenschaftliche Verwaltungsforscher ging. Der
Endbericht der Enquetekommission wird im Sommer 2002 im Deutschen
Bundestag diskutiert.

Im Bereich der Saatsdiskussion tragen die alten politischen Leitbilder des
sozialdemokratischen Wohlfahrtstaates sowie des liberal-konservativen auf
privatwirtschaftliche Marktmechanismen setzenden Minimalstaates offent-
sichtlich nicht mehr. So wurde mit dem Scheitern der kommunistischen
Kommandowirtschaft und mit der Erosion des klassischen Staatsinterven-
tionismus eine Neubewertung des Marktmechanismus vorgenommen, die
Ruckwirkungen auf das Verstandnis von Staat und Verwaltung hat. Der
Zusammenbruch der kommunistischen Kommandowirtschaft hat zwar den
"Sieg des Kapitalismus" mit sich gebracht, aber auch im Rahmen privat-
wirtschaftlicher Marktmechanismen gibt es weiterhin zahlreiche Problem-
lagen wie z.B. Massenerwerbslosigkeit, Armut und soziale Ungleichheit.
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Deutlich wird, dass Staat, Verwaltung und offentlicher Sektor nicht einfach
Rahmenbedingungen privater Wirtschaft und Gesellschaft sind, sondern
die von diesen hervorgerufenen Problemlagen mildern missen. Der Staat
wird also noch gebraucht fir die Entwicklung der zivilen Gesellschaft und
auch fr die Erschlief3ung neuer Méarkte, so dass auch neoliberale | deologi-
en zu kurz greifen. Vieles spricht daher fir das Aufbrechen einer neuen
Phase im Verhdltnis von staatlicher Regulierung, 6konomischem Wettbe-
werb und gesellschaftlicher Teilhabe. Es geht um die Neuentwicklung -
ner komplexen Regelungsstruktur der unterschiedlichen Wirkungsmecha-
nismen unserer Gesellschaft, die neuerdings immer mehr als "governance'-
Strukturen bezeichnet werden, ein Zusammenhan%g auf den Frieder
Naschold schon vor Jahren aufmerksam gemacht hat.” In diesem Zusam-
menhang halt nun mit der im Herbst 1998 neu gewéahlten rot-griinen Bun-
desregierung auch ein neues politisches Leitbild Einzug auf Bundesebene,
das einige dieser Problemlagen aufnimmt. Favorisierte die konservativ-
liberale Regierung in ihrer Regierungszeit das Leitbild des , schlanken
Staates’, so soll nun aus dem schlanken der aktivierende Staat werden.
Gemeint ist damit ein Staat, der zu einer Optimierung der Abléaufe in der
Gesellschaft beitragt, bestimmte Grundbedirfnisse (6ffentliche Infrastruk-
tur, Bildung, offentliche Sicherheit, Rechtssicherheit, soziale Sicherung)
sicherstellt und Eigeninitiative und gesellschaftliches Engagement unter-
stitzt. Allerdings ist bis jetzt alles andere als geklart, wie diese abstrakten
Zielvorstellungen umgesetzt werden sollen und welche Konsequenhen sie
nach sich ziehen. Allerdings deutet sich auch in diesem Bereich eﬁ starke-
rer politikwissenschaftlicher Forschungs- und Beratungsbedarf an.

Ob sich nun aber aus der inhaltlichen Notwendigkeit, Public Administration
wieder stérker in den Blick zu nehmen, und aus dem sich andeutenden grofie-
ren praktischen Forschungs- und Beratungsbedarf auch Konsequenzen fir eine
bessere Institutionalisierung politikwissenschaftlicher Verwaltungs-forschung
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Der Begriff ,,Governance" dient zum einen der Kennzeichnung eines empirisch zu be-
obachtenden Wandels im Verhdtnis zwischen Staat und Gesellschaft. Der Begriff um-
schreibt Tendenzen stérkerer gesellschaftlicher, 6konomischer und politischer Selbstre-
gulierung bei Koordinations- und Steuerungsversuchen von komplexen institutionellen
Strukturen. Solche Prozesse finden sich in der offentlichen Verwaltung, in Bereichen
des Dritten Sektors (Verbande, Universitdten) und in privaten Unternehmen, in der
Herrschaftspraxis der Nationalstaaten sowie in der internationalen Politik (z.B. in der
EU). Zum anderen steht der Begriff fir eine theoretische Diskussion Uber unterschiedli-
che Modi gesdllschaftlicher und politischer Koordination und Steuerung in komplexen
Interorgani sationsgefigen. Koordiniert und gesteuert wird durch unterschiedliche Me-
chanismen, wie Wettbewerb, Macht, Recht, Argumentation und Solidaritét, die meist in
Mischformen angewandt werden und die Notwendigkeit der Kooperation betonen. Go-
vernance-Formen beinhalten somit Elemente von Markt, Staat und Gemeinschaft.

Ein mdgliches weiteres Indiz fur eine Veranderung der Forschungsforderung ist der
gerade neu konzipierte Forschungsschwerpunkt I nnovationsforschung der VW-Stiftung.
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ergeben, muss angesichts Der Diskussion um &ffentliche Finanznote eher
skeptisch beurteilt werden. Es sei denn, es gelingt die Nitzlichkeit politikwis-
senschaftlicher Verwaltungsforschung stérker ins Bewuldtsein von Entschei-
dungstragern in Politik und Verwaltung und in der Fachcommunity zu rticken.
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5 Verwaltungswissenschaft(en) zwischen Multi- und
Interdisziplinaritét

Der Gegenstand Verwaltung erfordert, darauf war einleitend hingewiesen
worden, eine Einbeziehung der unterschiedlichen Referenzsysteme, denen 6f-
fentliches Handeln unterworfen ist (vgl. Offe 1974, S. 344; Jann 19983, S. 50,
Bogumil 2000, S. 26). Wenn Verwaltungshandeln immer verschiedenen Ra-
tionalitéten unterliegt:

* enem legalen Richtigkeitstest (juristische Rationalitét), also die Frage der
Legalitét, der Gesetzmaldigkeit, der Gleichbehandlung und des Rechts-
schutzes,

« enem Wirtschaftlichkeitstest (6konomische Rationalitdt), also die Frage
der Effizienz staatlichen Handelns,

» einem politischen Konsenstest (politische Rationaité im Sinne von poli-
tics), also die Frage der demokratischen Verantwortlichkeit und Kontrolle
der Verwaltung sowie

» enem funktionalen Wirksamkeitstest (politische Rationalitdt im Sinne von
policy), also die Frage der Effektivitat administrativer Mal3nahmen,

diesen Tests immer gleichzeitig ausgesetzt und kein tberwolbendes Rationa-
litatskriterium in Sicht ist, ist interdisziplindrer Austausch nétig, um den G%
genstandsbereich voll zu erfassen. Kommen gemeinsame Fragestellungen
hinzu, gibt es Anlass zur Hoffnung. So mufite es nicht nur die Politikwissen-
schaft interessieren,

» welches Steuerungspotential Hierarchien noch haben;

* wie das prinzipal-agent Verhdtnis in modernisierten Verwaltungen auszu-
gestalten ist, ohne dass es zu Kontroll- und Steuerungsverlusten kommt;

» wie der governance-mix zwischen staatlicher Eigenerstellung, marktlicher
Produktion und gesellschaftlicher Selbststeuerung auszugestalten ist oder

» welche Grenzen sich fur die Okonomisierung der Verwaltung ergeben.

Dabel ist es ungtrittig, dass die einzelnen Disziplinen auch weiter arbeitsteilig
vorgehen. Disziplinen représentieren bestimmte Ordnungen und Regeln, also
Fragestellungen und Erkenntnismethoden, die nicht ohne weiteres aufgegeben
werden. Chancen einer starkeren interdisziplindren Zusammenarbeit in den
Verwaltungswissenschaften bestehen zudem eher auf der Grundlage der dis-

25 Nach Schuppert (2000, S. 46) ist die Arbeit mit interdisziplingren Verbundbegriffen
notig, um einen Diaog Uber die Disziplinen zu ermdglichen. Aus seiner Sicht sind dies:
Offentliche Aufgaben, Handlungsform, Steuerung, Verantwortung, Organisation,
Kommunikation, Entscheidung und Verfahren.
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ziplindren Sarken einzelner Facher. Interdisziplinaritét beinhaltet aber nicht
nur das zur Kenntnis nehmen anderer Perspektiven (dies ware eher Multidiszi-
plinaritét), sondern gewinnt ihren Charakter durch die Nutzung von Kenntnis-
sen verschiedener Disziplinen, durch die Ubertragung von Methoden und Bau-
steinen aus einer Disziplin in die andere. Ob sich aus der starkeren interdiszi-
plindren Arbeit der Fachwissenschaften dann gine Verwaltungswissenschaft
als Interdisziplin oder Integrationswissenschaft™ ergibt, wie es Klaus Konig
aus Speyer vorschwebt, die Uber den Kenntnisstand der Fachwissenschaften
hinausragt und sich damit dem Zustand anndhert, in dem ,die politisch-
administrativen Institutionen, ihre Aufgaben, Organisationen, Entscheidungs-
prozesse, Personaverhaltnisse zusammen mit ihrer sozialen, politischen und
okonomischen Umwelt fachertibergreifend” (Konig 1990, S. 305) erkannt und
verstanden werden, scheint mir zweifelhaft zu sein.

Auch wenn ein solcher Zugriff dem Gegenstandsbereich gegentiber angemes-
sen ware, sprechen zwei Griinde dagegen, dass sich die Juristen, Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften auf eine gemeinsame Herangehensweise an die
Verwaltung einigen koénnen: unterschiedliche Erkenntnisinteressen und me-
thodol ogische Zugange sowie die Ausdifferenzierung der Fachwissenschaften.
So verfolgen die Soziawissenschaften im Unterschied zur juristisch geprégten
Verwaltungslehre ein eher theoretisches Erkenntnisinteresse, stiitzten sich auf
empirische Aussagen und befassen sich daher weniger mit der Sollstruktur
formeller Regeln, als mit den oft davon abweichenden tatséchlichen sozialen
Vorgangen (vgl. Mayntz 1978, S. 2ff). Uberspitzt gesagt geht es weniger dar-
um, die Realitét in Rechtsbegriffen abzubilden, sondern die Realtitét zu erkl&
ren und ihre Funktionsweise zu verstehen. Dies impliziert in der Regel einen
ganz anderen methodischen Zugang.

Aber auch der Austausch zwischen den Disziplinen ist aus wissenschaftsinter-
nen Grunden meist schwierig. Jede Wissenschaft wird bel dem Versuch _|nter-
disziplinaritét herzustellen, von der Sichtweise ihres Faches ausgehen.” We-
sentliche Grinde hierfir liegen zum einen in den eben erwdhnten Erkennt-
nisinteressen und methodol ogischen Vorgehensweisen. Zum Zweiten wird der
Wert disziplinérer Eigenstandigkeit in der Regel hoher geschétzt als mogliche

26 Integrationswissenschaft meint in Anlehnung an Koénig, dass sie sich nicht gegen die
Einzelwissenschaften abtrennt und abgrenzt, sondern als Kernbereich der Verwaltungs-
forschung mit offenen Grenzen fungiert und zudem nicht die Geschlossenheit und Ko-
hérenz der Fachwissenschaften entwickelt (Konig 1970, S. 247).

27 Ein aktuelles Beispiel ist das Lehrbuch zur Verwaltungswissenschaft von Schuppert
(2000). Hier wird der Anspruch einer Integrationswissenschaft erhoben, aber faktisch ist
der dominierende juristische Zugriff nicht zu leugnen, auch wenn esihm gelingt, immer
wieder soziawissenschaftliche Sichtweisen einzubauen. Die Kombination von Ver-
waltungsrecht und Verwaltungslehre ist und bleibt aber der eigentliche Kern des Lehr-
buchs, ein Problem, welches vor allem Juristen umtreibt.
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Erkenntnisgewinne durch Offnung gegeniiber anderen Disziplinen (Probleme
des Grenzgangertums). Und drittens kann der interdisziplindre Diskurs Ver-
stéandigungsprobleme im eigenen Fach heraufbeschworen. So weigert sich z.B.
die Offentliche Betriebswirtschaftslehre hartnéckig, die politikwissenschaftli-
che Erkenntnis des funktional erforderlichen engen Zusammenwirkens zwi-
schen Politik und Verwaltung in ihr Theoriegeriist einzubeziehen, da es das
von ihr progapierte Modell der dezentralen Ressoucenverantwortung erheblich
verkompliziert und auch ihrer Vorstellung von einer demokratisch kontrol-
lierten Verwaltung widerspricht.

Insgesamt ist daher aus den Eigeninteressen der Disziplinen und der in ihnen
Téatigen eher nicht damit zu rechnen, dass die Wissenschaft selbst die grofidte
Triebkraft einer interdisziplindren Zusammenarbeit ist. Anstosse kénnten da-
her eher aus der Praxis kommen, die unterschiedlichen Erkenntnisinteressen
und methodol ogischen Zugéngen lassen sich aber nur schwer Gberbrticken. In
der Wissenschaft ist daher schon viel erreicht, wenn Interdisziplinaritét auf der
Grundlage einer multidisziplindren Zusammenarbeit einzelner Facher tber-
haupt angestrebt wird. Diesbeziiglich scheint mir die Situation in den Ver-
waltungswissenschaften im Vergleich zu manch anderen Disziplinen aller-
dings so schlecht nicht zu sein.
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Liste der erschienenen polis-Hefte ab 1995

30/1995

31/1995

32/1995

33/1995

34/1996

35/1996

36/1996

37/1997

38/1997

39/1998

40/1998

41/1998

Edgar Grande/ Hans J. Kleinsteuber/ Martin List/ Georg Simonis
Die Technologiepolitik in Deutschland und Europa.

Martin List
Das sicherheitspolitische Modell Deutschland und die Frage der humanita-
ren Intervention.

Maria Behrens/ Ellie Roelofs

Biotechnology in a Delta: the Case of the Netherlands.

Maria Behrens/ Sylvia Meyer-Stumborg/ Georg Simonis

Von den Nachbarn lernen? Die deutsche Nahrungsmittelindustrie im
gesellschaftlichen Konflikt um die Einfihrung der Gentechnik.

Ulrich von Alemann/Josef Schmid (Hrsg.)
Die Organisation der Reform
Ein Werkstattbericht zum OTV-Projekt

Dagmar Biegler/Ralf Kleinfeld/Josef Schmid/

Annette Zimmer

Aus der Werkstatt der Verbandeforschung:

Zwei Arbeitspapiere der ,Forschungs-Initiative Verbande*

Jorg Bogumil/Leo Kissler/Ralf Greifenstein/Elke Wiechmann

Zwischen Strukturkonservatismus und Modernisierungsbereitschaft
Ergebnisse einer Beschaftigtenbefragung im Rahmen der Einfihrung eines
Neuen Steuerungsmodells in der Stadtverwaltung Hagen

Ulrich von Alemann/Josef Schmidt (Hrsg.)
Die Organisationsreform der OTV und die Modernisierung des 6ffentlichen
Dienstes

Maria Behrens/Georg Simonis
Kontextualisierung als Aufgabe staatlicher Politik
Der gesellschaftliche Konflikt um die Einfihrung der Gentechnik
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many

Ulrich von Alemann/Roland Czada )
Kongref3beitrdge zur Politischen Soziologie, Politischen Okonomie und
Politikfeldanalyse

Patrick Brandenburg/Birgit Frey/Thomas Kniwel
Verbande zwischen Markt und Staat
Drei Beitrage aus der Forschungs-Initiative Verbande

Georg Simonis/Ralf Droz
Innovation und Kontext
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Rainer Eising
Strategic action and policy learning in embedded negotiations:
the liberalization of the EU electricity supply industry

Frank Marcinkowski
Kommunales Wahlverhalten zwischen Eigengesetzlichkeit
und Bundestrend. Eine Fallstudie aus Nordrhein-Westfalen.

Stephan Brdchler/Helmut Elbers

Hochschulabsolventen als Mitarbeiter des Parlaments: Politikberater
oder Burohilfskrafte? Ergebnisse einer internetgestitzten Befragung der
personlichen wissenschaftlichen Mitarbeiter der Abgeordneten des
Deutschen Bundestages.

Nathalie Strohm
Why Germany does not (yet?) have a Nolan Committee

32



	Problemaufriss und Fragestellung
	Verwaltungswissenschaft(en) in Deutschland
	Verwaltungswissenschaft als Teil der Politikwissenschaft
	Perspektiven politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung
	Verwaltungswissenschaft(en) zwischen Multi- und �Interdisziplinarität
	Literaturhinweise

